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Dieſer $. 6 des Eiſenbahngeſetzes lautet: „Der Ertrag 
der Abgabe iſt behufs Amortiſation der in dem Eiſenbahn⸗Un⸗ 
ternehmen angelegten Aktien⸗Kapitalien in der Art zu verwen. 
den, daß mittelſt deſſelben Stamm⸗Aktien der bezüglichen Ge⸗ 
ſellſchaft im Wege des freien Verkehrs angekauft und die Zin⸗ 
ſen und Dividenden, welche auf die angekauften Aktien fallen, 
zu gleichem Zwecke benutzt werden. Die angekauften Aktie 
werden für immer außer Kours geſetzt und bei der Haupt-Ber 
wallung der Staatsſchuld niedergelegt.“ Vom Herrenhauſe iſt 
die Aufhebung deſſelben früher in den Jahren 1857 und 1858 
bereits zweimal angenommen worden, und wird alſo voraus- 
ſichtlich auch diesmal zum Beſchluß erhoben werden. Man 
glaubt, daß der Miniſter v. d. Heydt in Folge dieſes Be⸗ 
ſchluſſes des Abgeordnetenhauſes ſich zurückziehen wird, da er 
ſchon früher, als das Staatsminiſterium eine anderweitige Ver⸗ 
wendung der Eiſenbahn⸗Abgaben beſchloſſen hatte, erklärte, von 
ſeinem Amte zurücktreten zu wollen, eine Erklärung, die er erſt 
zurückgenommen hat, als dieſem Beſchluſſe die Allerhöchſte Ge⸗ 
nehmigung verſagt wurde. 


Aus den heutigen Verhandlungen des Hauſes theilen wir 
folgende Reden zunächſt aus der allgemeinen Diekuſſion über 
den Eiſenbahnetat mit: i 

Abg. Reichenheim. Er verlangt, daß der Eiſenbahnfonds 
getrennt für ſich verwaltet werde; bei der gegenwärtigen Ver⸗ 
waltung ſei über Eine Million verloren gegangen. Als Regel 
ſei der Bau und die Verwaltung der Eiſenbahnen den Privaten 
zu überlaſſen, denn man werde doch nicht etwa daran denken, 
ſpäter etwa durch den Verkauf der Staatsbahnen einen Staats» 
ſchatz zu erwerben; am wenigſten werde ber gegenwärtige Fi⸗ 
nanzminiſter daran denken; denn ein Staatsſchatz liege gegen- 
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der Idee ausgeht, daß durch die fortwährenden Einſchreitungen 
des Handelsminiſteriums in die Verwaltung der Privatbahnen 
vornehmlich die Entwerthung der preußiſchen Eiſenbahnen her⸗ 
beigeführt worden ſei. 

— Gegen den Abgeordneten Pfarrer Mettenmeyer aus 
Dirſchau iſt von der Staatsanwaltſchaft zu Pr. Stargard An⸗ 
klage erhoben worden wegen Beleidigung des Kreis⸗Baumeiſters 
Heithaus zu Dirſchau; das Gericht hatte jetzt beim Hauſe der 
Abgeordneten die verfaſſungsmäßige Genehmigung zur Verfol⸗ 
gung des ꝛc. Mettenmeyer während der Sitzung des Landtages 
beantragt. Die betreffende Kommiſſion beantragt, dieſe Geneh⸗ 
migung zu verſagen, weil die Sache keine Eile habe ꝛc. 

— Der Legationsrath Eichmann iſt von Konſtantinopel 
bier eingetroffen. Wie wir hören, iſt derſelbe bereits zum 
Wirklichen Legatlons⸗ und vortragenden Rath im Miniſterium 
der auswärtigen Angelegenheiten ernannt worden. 

— Schweizer Blättern zufolge, hat der Profeſſor der 
Theologie Schlottmann in Zürich einen Ruf an die Stelle 
des verſtorbenen Bleek nach Bonn erhalten und angenommen. 
Schlottmann war ſchon früher in preußiſchen Dienſten. 

— Vom nächſten Jahre ab werden bei der Klaſſenlotterie 
die Einſätze und Gewinne in Kurant, anſtatt wie bisher in 
Gold, berechnet werden. 

— Zwei neue Borſig'ſche Lokomotiven, die geſtern nach 
dem Rhein abgingen, führten die Nummern 1055 und 1056. 

— Es iſt ſchon berichtet, daß die Beſchlußnahme des Her⸗ 
renhauſes über den Arnim'ſchen Antrag wegen Wahrung des 
Staatsſchatzes große Mißſtimmung auch im Abgeordnetenhauſe 
hervorgerufen habe. In der Fraktion Vincke iſt geſtern Abend 
ein Antrag des Herrn v. Binde berathen worden, der dieſer 
Mißſtimmung weitere bedeutſame Folge geben würde. Das 
Haus der Abgeorbueten ſoll damit dem Miniſterium 
des Staatsſchatzes ein Vertrauensvotum ertheilen und zugleich 
erklären, daß das Herrenhaus über feine Befugniſſe hinausge⸗ 
gangen ſei, wobei es dem Miniſterium über Verwendung der 
Staatsüberſchüſſe habe Vorſchriften machen wollen. Dieſer An⸗ 
trag hat in der Fraktion lebhafte Debatten hervorgerufen, bei 
welchem die rechtsverſtändigen Mitglieder zum Theil entgegen⸗ 
geſetzter Anſicht geweſen ſein ſollen. Es muß alſo noch dahin 
geſtellt bleiben, ob und in welcher Faſſung er vor das Abgeord⸗ 
netenhaus gelangt. 


Berlin, 19. März. Die heutige Debatte des Abge⸗ 
ordnetenhauſes über den Eiſenbahnetat war eine tief 
eingehende und inhaltsvolle. Die allgemeine Debatte brachte 
eine eingehende Kritik der Eiſenbahnpolitik des Handelsminiſters 
und eine eben ſo eingehende Vertheidigung derſelben. Der Ab⸗ 
geordnete Stein, welcher für dieſe Vertheidigung eintrat, that 
offenbar des Guten zu viel, indem er durch ſeine weitgehenden 
Forderungen, gerade die bedenklichen Konſequenzen der Centra⸗ 
liſatlon des Eiſenbahnweſens aufdeckte. Der vom Abg. Kühne 
ſo bezeichnete „Fanatismus“, den er für ſeine Sache entwickelte, 
war ihr am gefährlichſten. Der Kampf war ein Prinzipien⸗ 
kampf zwiſchen ſtaatlicher Centraliſation und Selbſtverwaltung 
und wir freuen uns, daß in der ſchließlichen Entſcheidung über 
die Verwendung der Eiſenbahnſteuer die letztere den Sieg er⸗ 
rang. In der Spezialdebatte wurde der Antrag der Kommiſ⸗ 
fion, die an Koſten der Vorarbeiten für neue Bahnen im Etat 
auf 34,000 Thlr. feſtgeſetzte Summe auf 20,000 Thlr. herab⸗ 
zuſetzen, verworfen. Man ſprach dagegen, weil eine ſtaatliche 
Reviſion der Eiſenbahnprojekte nöthig ſei, und durch Schmäle⸗ 
rung dieſer Mittel zu ſchwacher Staatsunterſtützung der Ent⸗ 
wicklung des Eiſenbahnweſens Hinderniſſe in den Weg gelegt 
würden. Nachdem dieſe Konzeſſion gemacht war, entbrannte 
der Kampf um die Verwendung des Ertrages der Eiſenbahn⸗ 
abgabe und Abänderung des 8. 6 des Geſetzes vom 30. Mai 
1853, welche die Kommiſſion als wünſchenswerth hingeſtellt 
hatte, um fo heißer. Der Handelsminiſter vertheidigte ſein 
Syſtem der allmäligen Erwerbung ber Eiſenbahnen durch den 
Staat mit einer Wärme, welche zeigte, welch großen Werth er 
auf daſſelbe legt. Auſſehen erregte die Erklärung, daß das ge⸗ 
genwärtige Miniſterſum einftimmig den Beſchluß gefaßt habe, 
an dem §. 6 des Geſetzes vom 30. Mai 1853, welcher be⸗ 
kenntlich die Amortiſation der Eiſenbahnaktien durch Verwen⸗ 
dung des Ertrages der Eiſenbahnabgabe zum Ankauf der Aktien 
feſtſetzt, feſtzuhalten. Der Abg. Kühne machte namentlich das 
Weitausſehende des Planes, auf ein halbes Jahrhundert hinaus 
durch Zuſchlag von Zins und Zinfeszing in den Eiſenbahnaktien 
eine überreichen Schah anzuſammeln, zum Gegenſtande ſcharfer 
und piquanter Keitik. Der Antrag der Kommiſſion, dahin lau⸗ 
tend: „das Abgeordnetenhaus erachtet für zuläſſig und rathſam, 
daß 8. 6 des Geſetzes vom 30. Mai 1856, betreffend die von 
den Eifenbahnen zu entrichtende Abgabe auf dem Wege der 
Geſetzgebung aufgehoben werde,“ wurde mit großer Majorität 
angenommen. 
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tettin, 21. März. (Wie ſteht die Kriegſchach⸗ 


batte. Die Dispoſition hat ſich als richtig bewährt. Oeſter⸗ 
teich hat ſeitdem ſeine Krieger und Bauern derart vorgezogen, 
daß ſeine Abſicht zu ſchlagen deutlich iſt. Es fragt ſich jetzt nur 
noch, ob die anderen Mitfpieler, England und Preußen einer⸗ 
feits und Rußland andererſelts (denn auch dieſe Macht iſt jetzt 
in die Parthie eingetreten) es noch verhindern werden können, 
ſeine Abſicht auszuführen. Die möglichen Züge dazu ſind von 
dieſen Mächten bereits gethau. Vereint drängen dieſelben zu 
einen diplomatiſchen Kongreß, und man muß geſtehen, der von 
Ihnen gemeinſam geübte Druck ift greß. Bis jetzt vermag ber 
Juſchauer aber noch nicht zu beurthellen, ob und wie Oeſter⸗ 


wärtig einzig und allein in ei 
0 Staalsſchatz d ＋ 

hergeſtellt habe. (Bravo!) Es ſei durch da ſterium eir 
Erneuerungsfonds gebildet worden und zwar blos im Wege der 
Verwaltung; dies ſei nicht in der Ordnung, vielmehr hätte 
dieſer Fonds nur auf geſetzlichem Wege gebildet werden dürfen; 
auch aus §. 49 des Eiſendahngefetzes vom 3. November 1838 
laſſe ſich die Berechtigung der Regierung dazu nicht herleiten. 
Noch ſchlimmer aber ſei es, daß das Miniſterium ganz ſelbſt⸗ 
ſtändig über dieſen Erneuerungsfonds verfüge; dadurch werde 
das Vertrauen zu den Eiſenbahn⸗Verwaltungen vollſtändig er⸗ 
ſchüttert, und dieſe Verwaltungen beſtänden doch aus der Cröme 
von Handel und Gewerbe. Wie nachtheilig jene Maßregel wirke, 
habe ſich ſofort dadurch gezeigt, daß die Kourſe der preußiſchen 
Eiſenbahn⸗ Aktien heruntergegangen ſeien. Wenn im Verkehr 
Ausſchwelfungen vorkämen, fo werde der redliche und brave 
Verkehr ſich von ſelbſt durch Ausſcheidung ſolcher Elemente 
helfen. Das Kapital gleiche einem ſchüchternen Reh (Heiter ⸗ 
keit), das ſich vor Verwaltungs maßnahmen ſofort zurückziebe. 
In Bezug auf die Uebernahme der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn 
durch den Staat erinnere er an ein Reſkript des Handelsmi⸗ 
niſters aus dem Jahre 1855, wodurch über die politiſchen An⸗ 
ſichten der Verwaltungsmitglieder Auskunft eingezogen worden 
(Hört! hört!); und dieſe Männer ſeien doch nicht etwa Repu⸗ 
blifaner geweſen (Heiterkeit); ihr Verbrechen ſei das geweſen, 
daß ſie 1855 ſich für die Wahl des jetzigen hochverehrten Herrn 
Präſidenten des Hauſes verwendet hätten. (Hört! hört!) Was 
die Uebernahme des Baues der Poſen⸗Breslauer Bahn durch 
die Oberſchleſiſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft anlauge, fo ſei dieſelbe 
nicht ſo ganz freiwillig geweſen. Die deutſche Sprache ſei nicht 
im Stande, den Zuſtand, in welchem ſich die Oberſchleſiſche 
Geſellſchaft bei der Uebernahme jenes Baues befunden, genau 
zu bezeichnen (Heiterkeit); er wenigſtens kenne nur zwei Verbal⸗ 
modus: Handeln und Leiden, die aſiatiſchen Sprachen ſeien in 
dieſer Hinſicht reicher (Heiterkeit), wie den im Hauſe anweſen⸗ 
den Gelehrten ohne Zweifel bekannt ſein werde. Von jenem 
Zwiſchenzuſtande könne man ſagen: „Ich bin abgegangen worden! 
Wir ſind abgegangen worden! Sie ſind abgegangen worden!“ 
Der Redner erinnert an die Worte der Thronrede: „den Miß⸗ 
brauch ausſchlleßende Feſtſetzung zweifelhafter Verwaltungs nor⸗ 
men“ und hofft, daß die gegenwärtige Regierung in der Ver⸗ 
waltung der Eiſenbahnen, wenn nicht einer milden, ſo doch 
wenigſtens einer milderen Auffaſſung Raum geben, daß der 
gegenwärtige Herr Handelsminiſter der von dem Abgeordne⸗ 
ten v. d. Heydt auf dem Vereinigten Landtage vertretenen Auf⸗ 
faſſung getreu bleiben werde. (Bravo!) 

Abg. Stein beſtreitet, daß das Syſtem, Eiſenbahnen auf 
Staatskoſten zu bauen, ein verwerfliches ſei. Dieſes Syſtem 
ſei vielmehr nützlich, und die Anſicht ivrig, daß, wenn der Staat 
das Eiſenbahnbauen aufgebe, die Kapitalien den Eiſenbahnen 
zufließen würden. In den öſilichen Provinzen könne die Privat- 
Induſtrie nicht Eiſenbahnen bauen, die Privat⸗Induſtrie würde 
ebenſowenig die Oftbahn, die Weichſel⸗ und Nogatbrücke als die 
Rheinbrücke gebaut haben. Was den Erneuerungs⸗FJonds ber 


Grenzen des Fend hinausſchritte. Dieſe Grenzen bezeichnen 
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mit Sicherheit anzunehmen, daß Napoleon unter allen Umſtän⸗ 
den dieſe Sicherheitswachen reſpeltiren wird, da ſie andererſeits 
ſofort das koalirte Europa gegen ihn in die Waffen rufen wür⸗ 
den — elne Macht, die er fürchtet und der er wie einſt ſein 
großer Oheim unterliegen müßte. Aus dieſen triftigen Grün⸗ 
den iſt es es denn auch nicht recht begreiflich, warum ſich ger 
wiſſe kleinere deutſche Staaten ſchon jetzt in Unkoſten ſetzen, und 
den Krieg vorbereiten, als ſtände er bereits auch für ſie vor 
der Thüre. 

— — ——— 

Deutſchland. 


Berlin, 20. März. Das am 10. März in Petersburg 
verkündete Verbot der Pferde⸗Ausfuhr nach dem Auslande iſt 
ſelbſtverſtändlich nur gegen Oeſterreich gerichtet. Es iſt das 
erſte thatſächliche Symptom der Haltung, welche Rußland ge⸗ 
gen Oeſterreich einzunehmen gedenkt und die im beſten Falle 
eine feindliche Neutralität ſein wird. 

— Die Spen. Ztz. ſchreibt von einer Kabinets⸗Ordre, 
welche in der Armirung unſerer Artillerie eine ſehr weſentliche 
Veränderung einführt. Es ſollen bei den beiden Fuß- Abthei⸗ 
lungen der Artillerie⸗Regimenter die ſechspfändigen Geſchütze 
ganz fortfallen und durch eine Vermehrung der zwölfpfündigen 
und Haubitzgeſchoſſe der Art erſetzt werden, daß jedes Regiment 
lünftig ſechs zwölfpfündige und drei Haubitz⸗Batterien bei feinen 
Fuß ⸗Abtheilungen führen wird. Mit der Ausführung dieſer 
veränderten Armirung ſoll ſofort vorgegangen werden, und die 
ganze Umgeſtaltung möglichſt bis zum Mai geſchehen ſein. Die 
reitende Artillerle behält die bisherizen Geſchützlaliber. 

— Wir leſen in der Voſſ. Ztg.; A. v. Humboldt be⸗ 
ehrt uns mit dem Geſuch, nachſtehendes Schreiben zu ver⸗ 
öffentlichen: 

„Leidend unter dem Drucke einer immer noch zunehmenden Kor- 
reſpondenz, faſt im zabresmittel zwiſchen 1600 und 2000 Nummern 
(Briefe, Druckſchriften über mir ganz fremde Gegenſtände, Manuſlkripte, 
deren Beurtheilung gefordert wird, Auswanderungs- und Kolonial- 
profekte, 2 von Modellen, Maſchinen und Naturalien, An⸗ 
ragen über Kufticht fahrt, Vermehrung autograppiicher Sammlungen, 

nerbietungen, mich häuslich zu pflegen, zu * und zu erbei⸗ 
tern u. ſ. w.), verſuche ich einmal wieder die Perſonen, welche mir ihr 
Wohlwollen ſchenken, öffentlich aufzufordern, dahin zu wirken, daß 
man ſich weniger mit meiner Perſon in beiden Kontinenten beichäftige 
und mein Haus nicht als ein Adreß⸗Comptoir benutze, Damit bei obne. 
dies abnehmenden phyſiſchen und geistigen Kräften mir einige Rube 
und Muße zu eigener Arbeit verbleibe. Möge dieſer Ruf um Hülfe, 
zu dem ich mich ungern und ſpät entſchloſſen babe, nicht lieblos miß- 
deutet werden! Berlin, 15. März 1859. Alexander v. Humboldt.“ 
er „Publiciſt« meldet folgendes Ku ſoſum: „Herr 

Anton v. Poleski in Poſen hatte dem Herrn Handelsminifter 
ein Packet Eiſenbahn⸗Dividendenſcheine mit dem Anheimgeben 
überfandt, von dieſen „koſtbaren Fidibus“ Gebrauch zu machen. 
Herru Anton v. Polesti find dieſe „koſtharen Fidibus“ durch das 
Polizeipräfivium in Peſen als wicht brauchbar zurückgegeben vor 
den.“ Herr v. Poleski ift derſelbe, der auch bei dem Abge⸗ 
ordnetenhauſe darum petitionirt hatte, gegen den Herrn Han⸗ 
delsminiſter v. d. Heydt eine Anklage zu erheben, weil er von 


treffe, fo ſei derſelbe dazu da, um die beſtehenden Eiſenbahnen t 
nicht zu Grunde gehen zu laſſen. Eine große Zahl von Eifen- 
bahnen ſei dem preußiſchen Staate unerläßlich. Keine preußi⸗ 
Ihe Hafenſtadt, von Memel bis zum Jahdebuſen, ſei mit dem 
Meere durch Eiſenbahnen verbunden. Erhalte Memel keine 
Eiſenbahn, ſo fet es in 50 Jahren ruinirt. Der preußiſche 
Staat brauche zu Eiſenbahnen noch 120 Millionen und würde 
dadurch nicht ruinirt werden. £ 

Handels⸗Miniſter v. d. Heydt: Mißbilligend haben 
ſich die Redner darüber geäußert, daß der Staat mit Haſt dar⸗ 
auf ausgehe, die Eiſenbahnen für Staatsrechnung zu kaufen. 
Dieſe Vorausſctzung iſt unrichtig. Vor dem Begiun meiner 
Verwaltung hat die Uebernahme der weſtfäliſchen Bahn auf 
Staatsrechnung ſtattgefunden, die Oſtbahn war 1848 von der 
Nationalverſammlung beſchloſſen, die Saarbrücker Bahn war 
ebenfalls begonnen; mir lag nur die Vollendung derſelben ob. 
Außer den ſchon vor dem Beginn meiner Verwaltung beſchloſſe⸗ 
nen Staatsbahnen iſt eine andere Bahn für Staatsrechnung zu 

auen, von mir nicht beantragt worden. Es iſt ferner monirt, 
b mehrere Privatbahnen vom Staate verwaltet werden. Es 
ereicht dem Staate zur beſonderen Ehre, daß die Geſellſchaf⸗ 
ten ihm das Vertrauen zeigten, die Uebernahme ihrer Bahnen 
ihm anzutragen, und es ift auch dem Staat bei feiner Verwal⸗ 
tung gelungen, dieſe Bahnen zu einem beſſern Ergebniß zu brin⸗ 
gen; ſeine Verwaltung wird nicht blos in Preußen, ſondern 
auch außerhalb anerkannt. Was die Niederſchleſiſche Eiſenbahn 
angeht, ſo hat die Geſellſchaft in ihrem eigenen Intereſſe die 
Bitte geſtellt, die Verwaltung zu übernehmen, weil die Direktion 
8 Vertrauen des Verwaltungs ⸗Ausſchuſſes nicht mehr beſaß. 
85 Prinzip ſteht die Verwaltung des Privatbahnen durch den 
tagt dem Geſetze nicht entgegen; denn in deu Verträgen ift 
der Fall bereits vorgeſehen, daß Bahnen unter gewiſſen Um⸗ 
ſtänden in die Verwaltung des Staats übergehen. Es iſt aber 
überall da, wo der Staat eingetreten, mit Sorgſamkeit vermie⸗ 
den worden, irgend welche Bürgſchaft (für Beamte u. dergl.) 
zu übernehmen. Abg. Kühne (Berlin): Sein Zweck ſei haupt⸗ 
ſächlich der, zwiſchen den Gegenſätzen zu vermitteln; wie der 
Fanatismus in der Politik überhaupt nicht angebracht ſei, ſo 
ſei es der Eiſenbahn-Fanatismus am wenigſten, und jeder Sache 
könne man durch Uebertreibung ſchaden. Dies wolle er beſon⸗ 
ders dem Vorredner von der linken Seite (Abg. Stein) zu be⸗ 
denken geben. Wenn derſelbe behaupte, für dieſe ſo wichtigen 
Intereſſen ſei nichts geſchehen, ſo habe er damit der Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung, in welcher er ſelbſt beſchäftigt ſei, wohl keinen 
Dienſt geleiſtet. Am Jahdebuſen ſei eine Eiſenbahn wohl kein 
Berürfniß; Stettin fei durch eine Eiſenbahn mit Berlin ver⸗ 
bunden; man könne zwar vielleicht die Anlegung einer Eifenbahn 
von Stettin nach Swinemünde verlangen; aber auch eine ſolche 
Bahn ſei wohl kein Bedürfniß; vielmehr habe bisher die Oder 
wohl noch ausgereicht. Kolberg mache allerdings eine Aus⸗ 
nahme, aber eine Ausnahme, die uns ein Pfahl im Fleiſche 
ſein werde; dieſe Ausnahme werde uns noch theurer zu ſtehen 
kommen, als der ganze Kolberger Handel werth ſei; allerdings 
werde biefelbe weniger wegen des Kolberger Handels als aus 
militäriſchen Rückſichten seat. Eine Elßenbahn ton Königs⸗ 
berg nach Pillau ſei wohl auch noch ein Bedürfniß, zumal noch 
nicht einmal eine Chauſſee zwiſchen jenen beiden Städten exiſtire. 
Memel werde durch eine Eiſenbahn auch nicht weſentlich gewin⸗ 
nen; denn wenn es auch eine Eiſenbahn habe, würde es doch 
andere Exporte, als die auf dem Niemen, nicht bekommen. 
Wenn der Vorredner Abg. Stein auf England verwieſen habe, 
ſo müſſe darauf entgegnet werden, daß England nicht einen 
Shilling auf Staatsbahnen verwendet habe. Die Anlegung von 
ſolchen Eiſenbahnen, wie die Kolberger, die nur ein freſſendes 
Kapital feien, müſſe auf die äußerſten Ausnahmefälle beſchränkt 
werden. Wenn man behaupte, gerade weil die Konjunkluren 
für Private ungünſtig ſeien, müſſe der Staat die Eiſenbahnbau⸗ 
ten in die Hand nehmen, ſo deducire er umgekehrt: Gerade 
weil die Privaten die Zeiten für ungünftig hiellen, müſſe auch 
der Staat dieſem guten Beifpiele folgen und ſich von ſolchen 
Unternehmungen fern halten. (Bravo!) (Schluß folgt.) 

Mayen, 18. März. Die heute hier vereinte ten Wahl⸗ 
männer der Kreiſe Mayen und Cochem haben auch ihrerſeits 
unſerem Landrathe, Herrn Delius, den erneuerten Beweis 
ihres Vertrauens gegeben, indem ſie ihn einſtimmig zum 
Mitgliede des Abgeordnetenhauſes wieder wählten. Da die 
Wahlmänner faſt ſämmtlich der katholiſchen, Herr Delius aber 
der evangeliſchen Konfeſſion angehört, ſo wird es für das Kon⸗ 
ſiſtorſum in Königsberg vielleicht von einigem Intereſſe fein, 
aus der vorſtehenden Notiz zu entnehmen, wie man hier zu 
Lande die Wahlfreiheit auffaßt. (K. 3.) 

Frankfurt, 17. März. Nach foft einjähriger Unter⸗ 
brechung fanden geſtern Abends wieder einmal Reibungen und 
Schlägereien zwiſchen Soldaten der hier garniſonirenden preu⸗ 
ßiſchen und öſterreichiſchen Bundestruppen ſtatt, in Folge deren 
einige Verhaftungen vorgenommen wurden. Schutzmanuſchaft 
und Patrouillen des Frankfurter Militairs (das gerade den 
Dienſt an der Hauptwache hatte) waren auf den Beinen. 

ö Oeſterreich. 

Wien, 17. März. Der Korreſp. der H. B.⸗H. raſſ lt 
mit dem Säbel, er ſagt: Oeſterreich iſt heute die Groß macht, 
die von keiner Macht in Europa ſich Forderungen ſtellen läßt. 
Als Beweis, wie wenig man daran denkt, in eine eventuelle 
Forderung der erwähnten Art zu willigen, führe ich nur an, 
daß neueſtens vom Kaiſer neuerliche Verſtärkungen für die Armee 
in Italien angeordnet ſind, indem nun auch die vierten Ba⸗ 
taillone der Regimenter der italienifchen Armee im Inlande 
komplettirt werden und unverzüglich zur Armee in Italien ſtoßen. 
Dies läßt einen Stand von wenigſtens 220,000 Mann bei der 
italienifchen Armee erwarten. Wie ich erfahre, werden nunmehr 
auch die Apparate zur Einrichtung der Feld⸗Telegraphen bei der 
Armee, nach Italien geſendet, und Maunitionsſendungen gehen 
in bedeutenden Maſſen nach den italieniſchen Seftungen ab. 

— Sicherem Vernehmen nach gedenkt Se. Mal. der Kaiſer, 
mit großem miſtäriſchem Gefolge, ſich im Laufe der künftigen 


Woche nach Italien zur Armee zu begeben. 


Grünne, werden den Kaiſer begleiten. (Köln. Ztg.) 

Wien, 18. März. Die hieſige ſehr kriegeriſche Stim⸗ 
mung, die in maßgebenderen Kreiſen herrſcht, fol ſicherem Ver⸗ 
nehmen nach von pfäffiſcher Seite her genährt werden. Von 
dieſer Seite ſpannt man alles an, um Oeſterreich zum Krlege 
anzufeuern, indem ihm dabei nicht nur die Sympathieen, ſon⸗ 
dern auch die thatkräftige Hülfe des katholiſchen Süddeutſch⸗ 
lands nicht entgehen werde, was namentlich als eine Folge der 
von Oeſterreich in neuerer Zeit glücklicher Weiſe eingeſchlagenen 
Konkordats-⸗Politik hervorgehoben wird. (Man wird die Rech⸗ 
nung ohne den Wirth machen. Die proteſtantiſchen Hauptſtaa⸗ 
ten werden ſich für die bedrohte Pfaffenwirthſchaft in Italien 
in keine Aufregung und Unteften ſetzen. D. R.) — Ueber 


die beabſichtigte Reife des Kaiſers nach Italien ſcheinen nun 


keine Zweifel mehr obzuwalten, die Hofgensd'armerie ſoll bereits 
die Weiſung erhalten haben, ſich derart in Verfaſſung zu ſetzen, 
daß ſie 24 Stunden nach ertheiltem Befehl alſogleich nach Ita⸗ 
lien abgehen könne, wohin ſeine Majeſtät der Kaiſer am 23. 
d. von hler abzureiſen entſchloſſen ſein ſoll. 

Wien, 20. März. Die Sonntags⸗Nummer des Reichs, 
Geſetzblattes enthält eine kaiſerliche Verordnung, wodurch der 
Zoll⸗Vertrag mit Modena aufgehoben wird und die Beſtim⸗ 
mungen des ſardiniſchen Handels Vertrages für Modena künf⸗ 
tig maßgebend ſein werden. 

Italien. 

Turin, 14. März. Der hiefige Korreſpondent ber A. Z. 
ſchreibt dieſen: Was ich mit ziemlicher Beſtimmtheit behaupten 
kann, iſt, daß man in den Bureaux der Miniſterien Turins die 
Cpoche vom 20. März bis Ende laufenden Menats als eine 
entſcheidende und verhängnißvolle betrachtet; man verſichert in 
fonft gut unterrichteten Kreiſen, daß der König um dieſe Zeit 
die Hauptſtadt verlaſſen und ſich ins Hauptquartier nach Va⸗ 
lenza begeben wird, und bezeichnet ſchon jetzt ſeine Flügeladzu⸗ 
tanten, die ihn dorthin begleiten würden, den Grafen della Rocca 
und den Oberſten Giuſtiniani. 

Turin, 18. März. Die „Gazzetta Piemonteſe“ bringt 
einen Artikel über die Politik der ſardiniſchen Regierung, welche 
nie aufreizend und revolutionär, ſtets liberal und national ge⸗ 
weſen ſein. Die Regierung ſei entſchloſſen, nicht mit Männern 
zu unterhandeln, welche der Sache der Nation durch aufrühre⸗ 
riſche Handlungen ſchaden. f 

Turin, 20. März. Die von Seiten Oeſterreichs ange⸗ 
fangenen Minen⸗Arbeiten an der Brücke von Buffalora ſind in 
Folge Befehls aus Wien ſuspendirt worden. Dem ſardiniſchen 
Preteſte iſt man damit zuvorgekommen. In Toskana herrſcht 
ungewöhnliche Aufregung, und viele Freiwillige ſind nach Pie⸗ 
mont abgegangen. 

Neapel, 15. März. Die am 
ration erweiſt ſich als ungenügend. Man fürchtet, die Schen⸗ 
kelgeſchwulſt könne zum kalten Brand ausarten. Es ſind öffent⸗ 
liche Gebete für die Erhaltung des Königs angeordnet. 
Nom, 17. März. Nach einer telegraphiſchen Depeſche 
der „Independance“ iſt dem franzöſiſchen Geſandten, Herzoge 
von Grammont, am 11. März, eine päpſtliche Note übergeben 
worden, welche in der möglichſt kürzeſten Friſt die Räumung 
des Kirchenſtaats verlangt. 

Frankreich. 

Paris, 19. März. Zur Beſchleunigung der Arbeiten an 
der Teulon⸗Marſeiller Bahn hat der Kriegs⸗Miniſter der Ge⸗ 
ſellſchaft 800 Soldaten zur Verfügung geſtellt. 

Paris, 20. März. So eben, 1% Uhr Nachmittags, 
verließ der Kaiſer die Tuilerieen und begab ſich nach dem 
Marsfelde, wo die Kaiſergarde zur Muſterung aufgeſtellt war. 
Der Prinz Napoleon, ſo wie die in der Haupiſtadt anweſen⸗ 
den Generale befanden ſich im Gefolge des Kaiſers. Die 
Kaiferin folgte im Wagen. Der Zudrang der ſchauluſtigen 
Menge iſt ungeheuer. Es wird verſichert, daß der Kaiſer und 
die Kaiferin nach der Revue dem großen Konzerte im Induſtrie⸗ 
Palaſte beiwohnen werden. 

Großbritannien und Irland. 
London, 19. März. Die heute erjchienene „Times“ hält 
eine Miniſterkriſis für bevorſtehend. „Morning⸗Poſt“ betheuert, 
Palmerſton wolle den Frieden. „Morning⸗Herald“ verſichert, 
die Regierung würde bleiben, ſelbſt wenn Ruſſell's Reſolution 
durchgingen. 

London, 20. März. Wie der Spektator meldet, hat 
Rußland einen Kongreß der fünf Großmächte proponirt, der ir- 
gendwo anders als in Paris zu tagen hätte. Frankreich hat 
feine Einwilligung ertheilt; die Zuſtimmung Oeſterreichs hin⸗ 
gegen iſt noch uuentjchieben, 5 


Stettiner Nachrichten. 

Stettin, 21. März. Das Eingeben des Stettin» Breslauer 
Nachtzuges muß als ein die Verbindungen unſerer Stadt beſchränken⸗ 
des Ereigniß beklagt werden, und wir müſſen die Verminderung un- 
ſerer Kommuntkgtionemittel von einer Verkebrepolitik ableiten, welche 
bereits in der Aufbebung der Steltin⸗Berliner Nachtzüge ibren Triumph 
gefeiert hat. Die erſte Handeleſtadt des 1 orzeine wird bald auf 
einem Niveau mit jeder andern kleinen urchgangsſtatlon an der 
Eſſen bahn ſich befinden und keine Vorzüge in ihren Virbindungsmit⸗ 
teln beanſpruchen dürfen. Allerdings hat die Handelekriſis auch auf 
den Perſonen⸗, Güter- und Briefverkehr nachtheilig eingewirkt, aber 
eine richtige Verkehrepolſtik muß auch ſolchen Zeiten Rechaung tragen 
und bei geringerer Benutzung eines Zuges nicht gleich zu einer Be- 
ſeitigung deſſelben ſchreiten. Die alten Ueberlieferungen der preußi- 
ſchen Poſtverwaltung unterſtützten und erhielten auch weniger einträg⸗ 
liche Verbindungen, und es wurde durch llebertragung ein Manko in 
den Koſten ausgeglichen. Der Troſt, datz mit dem wachſenden Ber- 
lebe der Zug wieder eingelegt werden könne, hat wenig Berubigendes; 
denn bis auf Weiteres verlieren wir denſelben und es hält immer 
ſchwer, Verlornes wieder zu erlangen. Die biefigen Zeitungen boten 
Alles auf, um in ter kurzen Pauſe zwiſchen der Ankunft des Berliner 
Abend- und dem Abgange des Breslauer Nachtzuges die Abendzeitun⸗ 
gen nach Benutzung der eingegangenen Nachriaten zu redigiren und 
dieſelben noch rechtzeitig mit dem Nachtzuge zu expediren. Unſere Pro- 
vinzlalpreſſe, in vieler Hinſicht benachtheiligt, it nun verhindert, ihren 
Leſern Icon für den nachſten Morgen reſp. bis zum Mittage auch die 
neueſten Nachrichten zugehen zu laſſen und die Konkurrenz mit den 
Zeitungen der Haupiſtadt wird Immer ſchwieriger. Mit dem Betrieb 
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Der Feldzeug⸗ 
meiſter Baron v. Heß und der erſte General⸗Adjutant, Graf 


manche Korreſponden 
ſtͤtzung Seiteus der 
warten können, wie ſie England genießt, jo boffen wir doch, daß bel 
der neuen Feſtſtellung der binterpommerſchen Eiſenbahnzüge und den 
ſonſt eintretenden Veränderungen in den Lokalpoſten auch das In 


genden Differenzen auszugleichen und die Ruhe Süd⸗Europas 
permanent herzuſtellen. z 
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Die telegraphiſchen Depeſchen melden 
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